
 
 

  

KOA 1.950/23-003 

Bescheid 

I. Spruch 

Die am 05.12.2022 bei der Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria) eingelangte Anzeige 
des Landes Kärnten betreffend den unter https://www.tiktok.com/@land_kaernten abrufbaren 
Kanal wird gemäß § 9 Abs. 7 Z 1 Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz (AMD-G), BGBl. I Nr. 84/2001 
idF BGBl. I Nr. 55/2022 zurückgewiesen. 

II. Begründung 

 Gang des Verfahrens 

Mit Schreiben vom 05.12.2022 zeigte das Land Kärnten (folgend: die Einschreiterin) den unter 
https://www.tiktok.com/@land_kaernten abrufbaren Kanal an und führte dazu aus, dass dieses 
Angebot seit 2022 abrufbar sei.    

 Sachverhalt  

Auf Grund der Anzeige sowie des durchgeführten Ermittlungsverfahrens steht folgender 
entscheidungswesentlicher Sachverhalt fest: 

Die Einschreiterin ist eine Gebietskörperschaft mit Sitz in Klagenfurt und betreibt gegenwärtig den 
unter https://www.tiktok.com/@land_kaernten abrufbaren Kanal. Auf diesem Kanal werden – von 
der inhaltlichen Gestaltung her an die Plattform angepasst – Kurzvideos zum Abruf bereitgestellt, 
in welchen Informationen, Unterhaltung, Einblicke und Service betreffend die Einschreiterin 
vermittelt werden.   

Abbildung 1: anonymisiert 

 Beweiswürdigung 

Die Feststellungen zum Dienst ergeben sich aus der Einsichtnahme der KommAustria in den Kanal 
und der Anzeige der Einschreiterin. 
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 Rechtliche Beurteilung 

4.1. Rechtsgrundlagen 

§2a AMD-G lautet:  
 

„Begriffseingrenzung 
 
§2a. (1) Nicht als Abrufdienst im Sinne von § 2 Z 4 zu qualifizieren ist insbesondere die Bereitstellung 
audiovisueller Inhalte, auch wenn diese in einem trennbaren Teil des vom Bereitsteller inhaltlich 
gestalteten Angebots ausgewiesen sind, durch 
1. Schulen, Universitäten und andere Forschungs- und Bildungseinrichtungen zum Zweck des 
Unterrichts, der Lehre, der Aufbereitung wissenschaftlicher Arbeiten oder der Fort- und 
Weiterbildung einschließlich der Bereitstellung aus einem Archiv; 
 
2. Museen, Theater und andere Kunst- oder Kultureinrichtungen zum Zweck der Darstellung ihres 
kulturellen Angebots einschließlich der Bereitstellung aus einem Archiv; gleiches gilt für die 
ausschnitthafte Darstellung des kreativen Schaffens von im Bereich der Kunst und Kultur tätigen 
juristischen und natürlichen Personen; 
 
3. Körperschaften öffentlichen Rechts zu Informationszwecken und zur Darstellung ihres 
Aufgabengebiet im Rahmen der Hoheits- und Privatwirtschaftsverwaltung sowie politische Parteien 
zur Beschreibung ihres Tätigkeitsfelds; 
 
4. Unternehmen zur Präsentation der von ihnen hergestellten oder vertriebenen Waren oder der von 
ihnen angebotenen Dienstleistungen; 
 
5. Vereine zur Eigenwerbung und zur ergänzenden Veranschaulichung der Tätigkeiten und 
Aktivitäten im Rahmen ihres Vereinszwecks oder 
 
6. natürliche Personen zur Darstellung des persönlichen Lebensbereichs, wie insbesondere im 
Zusammenhang mit ihrer Freizeitgestaltung oder ihren Hobbies, ohne einen darüber 
hinausgehenden Informationsgehalt, der geeignet ist, die öffentliche Meinungsbildung zu 
beeinflussen. 
 
(2) Die in Abs. 1 genannten Angebote stellen nur dann keinen Abrufdienst im Sinne dieses 
Bundesgesetzes dar, wenn die Bereitstellung der audiovisuellen Inhalte weder eigenständig noch 
durch Beifügung oder Einblendung audiovisueller kommerzieller Kommunikation vermarktet oder 
verwertet wird und auch nicht durch regelmäßige sonstige Zuwendungen finanziell unterstützt 
wird.“ 
 
§ 9 AMD-G lautet auszugsweise: 

„Anzeigepflichtige Dienste 

§ 9. (1) Fernsehveranstalter, soweit sie nicht einer Zulassungspflicht nach § 3 Abs. 1 unterliegen, 
haben ihre Tätigkeit spätestens zwei Wochen vor Aufnahme der Regulierungsbehörde anzuzeigen, 
Anbieter von Abrufdiensten spätestens zwei Monate nach Aufnahme der Tätigkeit. 
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(2) Die Anzeige hat neben Namen, Adresse und allfälligen Vertretern und 
Zustellungsbevollmächtigten des Mediendiensteanbieters Nachweise über die Erfüllung der 
Anforderungen der §§ 10 und 11 zu enthalten. Weiters sind Nachweise über die für die Bestimmung 
der Rechtshoheit relevanten Tatsachen (Niederlassung) vorzulegen. Darüber hinaus hat die Anzeige 
zu enthalten: 

[...] 

(7) Stellt die Regulierungsbehörde aufgrund der Anzeige fest, dass 

1. der angezeigte Mediendienst nicht unter § 2 Z 3 fällt und daher nicht dem 
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterliegt, oder 
2. der Mediendiensteanbieter die Voraussetzungen der §§ 11 oder 12 nicht erfüllt, oder 
3. ein angezeigter Mediendienst offenkundig gegen § 30 Abs. 1 und 2, § 39 oder § 42 Abs. 1 
verstoßen würde, 

hat sie im Fall der Z 1 die Anzeige mit Bescheid zurückzuweisen. In den Fällen der Z 2 und 3 hat sie 
die Aufnahme der Tätigkeit nach Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung mit 
Bescheid zu untersagen. Kann dieses Verfahren nicht rechtzeitig vor Aufnahme der Tätigkeit 
abgeschlossen werden, ist ein Verfahren zur Untersagung nach § 63 einzuleiten.“ 

4.2. Behördenzuständigkeit 

Gemäß § 2 Abs. 1 Z 6 KommAustria-Gesetz (KOG), BGBl. I Nr. 32/2001 idF BGBl. I Nr. 136/2022, 
obliegt der KommAustria unter anderem die Wahrnehmung der Rechtsaufsicht nach den 
Bestimmungen des AMD-G.  

4.3. Vorliegen eines audiovisuellen Mediendienstes 

Verfahrensgegenständlich ist die Frage, ob die Einschreiterin eine audiovisuellen Mediendienst auf 
Abruf im Sinne des § 2 Z 4 AMD-G anbietet, welcher der Anzeigepflicht gemäß § 9 Abs. 1 AMD-G 
unterliegt. 

4.3.1. Zum Vorliegen von Ausnahmetatbeständen des § 2a AMD-G 

Aus den Erläuterungen zur Regierungsvorlage (RV 462 BlgNR, 27. GP) ergibt sich, dass die 
Anforderungen der die Richtlinie umsetzenden Bestimmungen des AMD-G nur für massenmediale 
Erscheinungsformen, also solche, „die für den Empfang durch einen wesentlichen Teil der 
Allgemeinheit bestimmt sind und bei dieser eine deutliche Wirkung entfalten könnten“, gelten. (vgl. 
ErwG 21 der Richtlinie 2010/13/EU) Nur diese potentielle Wirkung und ihre dadurch hergestellte 
Eignung, im Markt (auch durch kommerzielle Kommunikation finanzierter) audiovisueller 
Dienstleistungen in Konkurrenz zu anderen massenmedialen Angeboten zu treten, rechtfertigen 
eine Gleichbehandlung im Sinne der von der Richtlinie intendierten „fairen 
Wettbewerbsbedingungen“ (vgl. ErwG 2, 4, und 10 der Richtlinie 2010/13/EU). In diesem Sinn 
umfasst § 2a Abs. 1 AMD-G eine demonstrative Aufzählung, die nicht ausschließt, dass auch andere, 
nicht explizit beschriebene Angebote mangels Erfüllung der Elemente der Definition gar nicht in 
den Anwendungsbereich fallen, da sie nicht als derartige im Wettbewerb um Zuschauer/innen und 
um Werbeeinnahmen „kämpfende“ Dienste gelten. 
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Gemäß § 2a Abs. 1 Z 3 AMD-G gilt die Bereitstellung audiovisueller Inhalte durch Körperschaften 
des öffentlichen Rechts zu Informationszwecken und zur Darstellung ihres Aufgabengebiet im 
Rahmen der Hoheits- und Privatwirtschaftsverwaltung sowie politischer Parteien zur Beschreibung 
ihres Tätigkeitsfelds, nicht als Abrufdienst, solange sie nicht iSd. Abs. 2 vermarktet werden. 

Die Einschreiterin ist als Gebietskörperschaft als juristische Person des öffentlichen Rechts zu 
qualifizieren und die zum Abruf bereitgestellten Inhalte dienen der Information. Sohin erfolgt die 
Bereitstellung der audiovisuellen Inhalte zu Informationszwecken.  

Damit ist das verfahrensgegenständliche Angebot unter den Ausnahmetatbestand des § 2a Abs. 1 
Z 3 AMD-G zu subsumieren.  

Auf dem Kanal ist keine kommerzielle Kommunikation ersichtlich und gibt es keine Anhaltspunkte 
für sonstige Zuwendungen als finanzielle Unterstützung. Sohin liegt keine Ausnahme des § 2a Abs. 
2 AMD-G vor. 

Es handelt sich daher beim verfahrensgegenständlichen Angebot um ein solches, das von einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts zu Informationszwecken iSd. §2a Abs. 1 Z 3 AMD-G 
bereitgestellt wird. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

III. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid steht der/den Partei/en dieses Verfahrens das Rechtsmittel der Beschwerde 
gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG beim Bundesverwaltungsgericht offen. Die Beschwerde ist binnen 
vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, telegraphisch, fernschriftlich, im Wege 
automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise bei 
der Kommunikationsbehörde Austria einzubringen. Die Beschwerde hat den Bescheid, gegen den 
sie sich richtet, ebenso wie die belangte Behörde, die den Bescheid erlassen hat, zu bezeichnen und 
die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren sowie die 
Angaben zu enthalten, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig 
eingebracht wurde. 

Für die Beschwerde ist eine Gebühr in Höhe von EUR 30,- an das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrssteuern und Glückspiel (IBAN: AT830100000005504109, BIC: BUNDATWW, 
Verwendungszweck: „Bundesverwaltungsgericht / KOA 1.950/23-003“ Vermerk: „Name des 
Beschwerdeführers“) zu entrichten. Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr mit 
der „Finanzamtszahlung“ sind die Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die 
Abgabenart „EEE – Beschwerdegebühr“, das Datum des Bescheides als Zeitraum und der Betrag 
anzugeben. Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über 
die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. 

Wien, am 07. Februar 2023 
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 Kommunikationsbehörde Austria 
 

Dr. Susanne Lackner 
(Vorsitzende-Stellvertreterin) 

 
 


